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Unfreiwillige Vielfalt 
Gleichstellungspolitische Maßnahmen an Hochschulen 

 
 
 
 
 

Das normative politische Ziel der (wei-
teren) Gleichstellung der Geschlechter 
in unserer Gesellschaft ist unbestritten 
(EU, Grundgesetz der BRD), und ganz 
offensichtlich sind die erreichten Fort-
schritte in der neuen Stellung der Frau. 
Aber es bestehen genau so evident bis 

heute Noch-Benachteiligungen der Frauen – in bestimmten Bereichen 
auch der Männer – sowie eine Schere zwischen verbreiteter verbaler Ak-
zeptanz der Geschlechtergleichstellung (political correctness) und verbrei-
teter Resistenz gegenüber tatsächlichen weiteren Veränderungen: Rund 
ein Drittel der deutschen Bevölkerung hält die Gleichberechtigung der 
Frau für weitgehend verwirklicht, zwei Drittel dagegen sehen noch gro-
ßen Handlungsbedarf – und dies relativ konstant seit 25 Jahren (nach IfD 
2000). Dabei ist von Interesse, 
– dass – nach unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen (wie Poli-

tik, Wirtschaft, Familie) – geschlechtergerechte Strukturen bzw. ge-
schlechtstypische1 soziale Ungleichheit heute recht unterschiedlich 
fortgeschritten bzw. perpetuiert sind; 

– dass gleichstellungsbezogene Haltungen durchaus – teilweise dras-
tisch – differieren, offenbar insbesondere nach Geschlechtergruppen, 

                                                           
1
 Wir verwenden hier – im Unterschied auch zu der europäischen Sprachregelung (100 

Begriffe 1998) – bewusst „geschlechtstypisch“ (gegenüber verbreitet noch geschlechts-
spezifisch), da dies sowohl theoretisch präziser als auch politisch korrekter ist: Es gibt im 
sozialwissenschaftlichen Kontext kaum Lebensbereiche, Einstellungen, Verhaltensweisen 
usw., die nur für eine der beiden Geschlechtergruppen zutreffen (und damit spezifisch sind). 
Vielmehr handelt es sich innerhalb derer um unterschiedlich auftretende Häufigkeiten bzw. 
Ausprägungen zwischen den Geschlechtergruppen und damit um „typische“ Unterschiede. 
(Im Übrigen gibt es bekanntlich zahlreiche Pattern und Bereiche, in denen sich Unter-
schiede zwischen Teilgruppen innerhalb einer Geschlechtergruppe als größer erweisen als 
zwischen den Geschlechtergruppen.) 

Uta Schlegel 
Wittenberg 
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nach Bildungsstand, nach Altersgruppen, nach politischem Standort, 
nach Konfessionszugehörigkeit, nach Stadt-Land-Bevölkerung; 

– dass somit die künftige Umsetzung des in Deutschland und in der EU 
politisch klar geschnittenen Leitbilds für die Geschlechter / die Frau 
sowie die Akzeptanz der verschiedenen politischen Modelle zur 
Durchsetzung von Geschlechtergleichstellung auch weiterhin mit di-
versen Bedingungen zu rechnen haben: aufgeschlossenen vs. konser-
vativen Strukturen, Pattern usw. 

Hinsichtlich der Geschlechterverhältnisse sind Hochschulen offenbar 
charakterisiert durch eine seltene und extreme Polarisierung: Sie erschei-
nen – hinsichtlich der Struktur ihres wissenschaftlichen Personals, der 
akademischen Karrieremuster usw. – noch als Hochburgen des Patriar-
chats, demgegenüber bei den Studierenden als ein Eldorado der erreich-
ten Gleichstellung der Geschlechter2. Letzteres liegt hauptsächlich darin 
begründet, dass heute beiden Geschlechtern ganz selbstverständlich der 
Zugang zu den Hochschulen frei steht und dass die Studentinnen und 
Studenten während des Studiums – wie in kaum einem anderen Lebens-
zusammenhang oder sozialen Bereich – weitgehend geschlechterhomo-
gene Arbeits- und Lebensbedingungen vorfinden (wie etwa Zeitbudgets, 
finanzielle Lagen, Kommunikationsmuster). Zudem haben sie bisher in 
ihrer Biografie geschlechtersegregierte Felder (geschweige denn die ge-
schlechtstypische sogenannte „gläserne Decke“ im beruflichen Fortkom-
men) selbst noch nicht erfahren. 

 

1.  Männliche Hochschulstrukturen und neue Imperative 
 
In unserem Kontext hier geht es aber um den Stand und die Perspektiven 
der Geschlechtergleichstellung der als WissenschaftlerInnen an den 
Hochschulen Beschäftigten. Dafür, dass unsere Hochschulen noch immer 
männliche Domänen sind, gibt es eine Vielzahl von Gründen, von denen 
hier nur einige genannt seien: 

                                                           
2
 So ergibt beispielsweise eine neuere Untersuchung am Institut für Hochschulforschung 

(HoF) unter StudentInnen an sachsen-anhaltinischen Fachhochschulen (Burkhardt/ 
Schlegel), dass fast alle weiblichen und männlichen Studierenden (93 bzw. 96%) das 
Studium – mit großem Abstand vor allen anderen Lebensbereichen – für den Bereich halten, 
in dem heute Männer und Frauen wirklich gleiche Chancen haben. (Schlegel/Friedrich 
2003) 
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Bekanntlich sind Hochschulen in der Geschichte zunächst immer 
männlich gewesen – im Übrigen auch lange Zeit für die dort Studieren-
den. 

Vor allem aber: Nach wie vor ist die Wissenschaftler- und insbeson-
dere Professoren-Biografie und -karriere orientiert am Wissenschaftler, 
der frei ist von Familienaufgaben. Akademische Karriere und Familie 
schließen sich noch immer weitgehend aus, zumal diejenigen Frauen, 
„die Professorinnen werden wollen, nach Abschluss des Studiums, d.h. 
etwa nach dem 25. bis 27. Lebensjahr, für ein Jahrzehnt unter scharfer 
Konkurrenz Höchstleistungen erbringen (müssen). Nur wenige Frauen 
mit Haushalt und Kindern sind hierzu bereit und in der Lage.“ (Thieme 
1990: 121)3 Folgerichtig (aber keinesfalls wünschenswert weder für die 
Lebenszusammenhänge der Betroffenen noch für ihre Vorbildwirkung 
auf die StudentInnen) ist der gegenwärtig überproportionale Verzicht un-
ter Professorinnen auf Familie und Kinder. Evidentermaßen liegt dies – 
über die der Wissenschaftlerkarriere noch immer immanenten Anforde-
rungen und einseitigen Konzentrationen auf die Profession hinaus – zu-
nächst auch in außerhochschulischen gesellschaftlichen familiären Ge-
schlechtsrollenzuweisungen und infrastrukturellen Strukturen begründet, 
die im Allgemeinen eine gleichzeitige Vereinbarung von Berufsbiografie 
und Elternschaft für beide Geschlechter kaum ermöglichen. Andererseits 
sind aber gerade für Hochschulen soziale Schließungs- und Ausgren-
zungsmechanismen in den Personalrekrutierungsverfahren inzwischen 
vielfach nachgewiesen. 

Bezüglich Veränderungs- und Modernisierungsprozessen sind Hoch-
schulen in ihrer Geschichte immer (und in nicht unbedeutendem Maße 
bis heute angesichts der gesetzlich garantierten Freiheit von Forschung 
und Lehre) autonom und selbstbestimmt gewesen. Zudem verfügen sie – 
von Alters her und teilweise bis heute – über eine Vielzahl von spezifi-

                                                           
3
 Interessanterweise – und sicher nicht zufällig – haben sich beispielsweise für eines der 

zuletzt aufgelegten Frauenförderprogramme in Sachsen-Anhalt „Förderung der Berufungs-
fähigkeit von Frauen an Fachhochschulen im Land Sachsen-Anhalt“ nicht wenige Frauen 
aus den alten Bundesländern beworben, mit der (in Interviews im Rahmen der Begleit-
forschung geäußerten) Begründung, dass sie in den neuen Bundesländern in ihrem Umfeld 
auf eine höhere Akzeptanz ihres „doppelten“ Lebensentwurfs und/oder als alleinerziehende 
Wissenschaftlerin treffen und bessere Kinderbetreuungsmöglichkeiten vorfinden. 
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schen Ritualen, Traditionen, Strukturen und (auch sprachlichen) Interna, 
entstanden als rein männliche Kultur4, die sich als resistent erweisen. 

Sowohl hinsichtlich ihrer ursprünglichen Männlichkeit als auch ihrer 
Autonomie sehen sich Hochschulen nun in jüngerer Zeit zunehmend ge-
sellschaftlichen Anforderungen von außen ausgesetzt – insbesondere un-
ter den Stichworten „Ökonomisierung“ und „Internationalisierung“. Das 
betrifft insbesondere Anforderungen, 
– die zunehmend ihre Geldgeber geltend machen im Rahmen von Hoch-

schulschließungen, -umstrukturierungen, Budgetkürzungen usw.; 
– die sich angesichts der Europäisierung und Globalisierung an die in-

ternationale Vergleichbarkeit von Studiengängen, Abschlüssen usw. 
ergeben; 

– die aus den Gleichstellungsregelungen der Länder, des Bundes und 
der EU auch für sie verbindlich sind. 

Letztere spielen von „außen“ – angesichts gleichzeitig wachsender Legi-
timierungsanforderungen an die Hochschulen – neuerdings zudem eine 
Rolle als Faktor im (zunehmend öffentlich und nicht mehr beschränkt auf 
die scientific community geführten) Diskurs um Qualität und Qualitätssi-
cherung an Hochschulen. Kreckel (2001: 307) beobachtet das so: „Man 
denke etwa daran, dass der Grad der Erfüllung des Gleichstellungsauftra-
ges zwischen den Geschlechtern als Qualitätsmerkmal von Hochschulen 
diskutiert wird, oder dass Hochschulqualität an der Internationalität, In-
terdisziplinarität oder auch Praxisnähe von Studiengängen und For-
schungsaktivitäten bemessen werden soll. Für Verfechter herkömmlicher 
Bewertungsmaßstäbe, die die methodisch geschulte Kritik der scientific 
community nach wie vor für das beste Verfahren der Qualitätssicherung 
halten, ist dergleichen im wahrsten Sinne des Wortes ‚unerhört’. Evaluie-
rungsverfahren, die nicht mindestens das methodologische Niveau der zu 
evaluierenden Fachwissenschaften erreichen, sind für sie nicht akzepta-
bel.“ 

                                                           
4
 Als Beispiel extrem männlicher Traditionen soll hier nur auf die heute noch existierenden, 

wenn auch verbreitet als anachronistisch wahrgenommenen und zunehmend – angesichts 
ihrer Frauen- und teilweise Ausländerfeindlichkeit – auf massiven Widerstand stoßenden 
studentischen Verbindungen / Burschenschaften verwiesen werden, die z.B. erst kürzlich an 
der Universität Leipzig vom StudentInnenrat (StuRa) in aufsehenerregenden Aktionen als 
Arbeitsgemeinschaft oder „offizielle“ Gruppe ausgegrenzt worden sind und so keine 
Möglichkeit haben, Räume oder andere universitäre Infrastruktur zu nutzen. 
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Nun scheinen die Hochschulen einerseits den normativen und gesetz-
lichen Gleichstellungsvorgaben des Staates qua Finanzierungsmonopol 
zwar verbal in „political correctness“ nachzukommen5, aber andererseits 
in der Realisierung von Gleichstellungsfortschritten deutlich hinter ande-
ren gesellschaftlichen Bereichen zurückzubleiben. 

Das liegt im wesentlichen sicher darin begründet, dass Hochschulen 
nach wie vor eine (legitime) Oberhoheit über ihre Binnensteuerung ha-
ben, die zudem stark von traditionellen Geschlechterstereotypen geprägt 
ist.6 Insofern hat die geltende neue politische Strategie des Gender 
Mainstreaming als Top-down-Strategie offenbar noch ihre institutionellen 
Grenzen an der Organisation Hochschule. 

Jedoch: Vielfach erklären bzw. verteidigen die Hochschulen die deut-
liche Unterrepräsentierung von Frauen mit aufsteigender Hierarchie-
Ebene mit dem Argument außerhochschulischer Bedingungen: mit den 
noch generell vorherrschenden asymmetrischen, hierarchischen Ge-
schlechterverhältnissen in der Gesellschaft. Das erklärt jedoch beispiels-
weise nicht, wieso sie innerhalb anderer gesellschaftlicher Bereiche bzw. 
Organisationen einen der hinteren Plätze hinsichtlich der Geschlechter-
verhältnisse ihres wissenschaftlichen Personals einnimmt. 

 

2.  Handlungsoptionen und Akzeptanzprobleme 
 
Welche Optionen nun hat die Hochschule überhaupt, mit den umrissenen 
zunehmenden hochschulexternen Abhängigkeiten, Anforderungen, Impe-
rativen – wozu das Gleichstellungsgebot gehört – umzugehen? Kreckel 
(2003: 19f.) erkennt dafür (bei ihm bezogen insbesondere auf Finanzie-

                                                           
5
 innerhalb ihrer gleichheitspolitischen Bemühungen insgesamt – zumindest wie sie sich 

niederschlagen in Hochschulverträgen/Zielvereinbarungen (vgl. dazu den Beitrag von 
König/Kreckel in diesem Band) – sogar (rhetorisch) vergleichsweise bemerkenswert, so 
dass „einige Ideen aus dem Kontext der Geschlechtergleichstellung in den der sozialen 
Gleichstellung zu übertragen“ wünschenswert wäre. 
6
 Das trifft bekanntlich insbesondere zu für die Personalrekrutierung. Für Aufsehen hat z.B. 

eine Studie über die Vergabe von postdoktoralen Stipendien gesorgt: Wenneras und Wold 
(1997) kommen bei der Auswertung der Bewerbungsunterlagen zu dem Ergebnis, dass 
Frauen bei Publikationen 2,5 Mal produktiver als ihre Mitbewerber sein mussten, um von 
der Auswahlkommission als ebenso kompetent eingestuft zu werden. Insofern wären 
Ergebnisse interessant, wenn solche oder auch Berufungsverfahren für ProfessorInnenämter 
anonymisiert beurteilt und entschieden würden. 
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rung, aber u.E. gut anwendbar auf die Gleichstellungsforderung) vier 
Handlungsmöglichkeiten: 
1. „Flucht nach vorn“ 
2. „konservativ-pragmatische Option“ (angesichts „unsachgemäßer Zu-

mutungen“ möglichst Ignoranz) 
3. „trotzige Protesthaltung“ 
4. „Nur wer sich bewegt, kann in bewegten Zeiten das erhalten, was ihm 

wertvoll ist.“ 

Eine fünfte Option wäre u.E.: „Manche Dinge erledigen sich (hoffentlich) 
von allein.“ Ein Argument solcher (auch andernorts) vertretenen Haltung 
zur Geschlechtergleichstellung an Hochschulen basiert auf der Fehlein-
schätzung, dass sich nach realisiertem Frauenstudium, wachsenden weib-
lichen Anteilen an Promotionen und Habilitationen in Zukunft auch – so-
zusagen automatisch – der weibliche Anteil an ProfessorInnen erhöhen 
wird (insbesondere angesichts des bevorstehenden Generationenwechsels 
an den Professuren). Dies ist aber nicht zu erwarten, weil bisher zum ei-
nen die steigenden (bis überproportionalen) weiblichen Absolventenquo-
ten und die derzeit mehrheitlich besseren Schul- und Hochschulabschlüs-
se der jungen Frauen keineswegs in annähernd proportionale akademische 
Karrieren gemündet sind und zum anderen auch bei deutlich „besseren“ 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und noch stärkerem Zustrom jun-
ger Frauen zum Studium (Schweden) die Hochschulen in ihren Personal-
strukturen nach wie vor männerdominiert sind (vgl. die Beiträge von 
Åkerblom und Burkhardt in diesem Band). 

Eine solche fünfte Option ist aus noch anderen Gründen illusorisch: 
Zum ersten dürfen die aktuell klar geschnittenen politischen Leitbil-

der für Frau und Familie in der EU7 nicht über künftige kulturelle Unter-
schiede und Integrationsschwierigkeiten gerade bezüglich der Geschlech-
terpolitik innerhalb einer größer werdenden EU hinwegtäuschen ange-
sichts einer Verankerung drastisch konservativerer Geschlechtsrollenvor-
stellungen in den Beitrittsländern wie Tschechien, Slowenien, Polen, Un-
garn (vgl. Gerhards/Hölscher 2003). 

Zum zweiten sind kritische bis restaurative Tendenzen in den wissen-
schaftlichen und öffentlichen Diskursen hierzulande spürbar, von der Ar-

                                                           
7
 Das meint insbesondere: doppelte Erwerbsarbeit von Frau und Mann, geschlechter-

gerechte Aufteilung von Haus- und Familienarbeit, zumindest partielle Sozialisation der 
Kinder in außerfamiliären Einrichtungen. 
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gumentation her partiell biologistisch angelegt8, juristisch problematisie-
rend9 oder aber und insbesondere in (männlicher) Reaktion10 auf die un-
überhörbare und nachgerade inflationäre Gender-Mainstreaming-Debatte 
und -Professionalisierung, wie sie sehr zutreffend und ironisierend von 
Wetterer beschrieben wird (Wetterer 2002). 

Und zum dritten kann folgendes nicht übersehen werden: Entgegen 
der verbreiteten Annahme, dass sich in den „reichen“ Industrieländern die 
Pattern von Mädchen und Jungen annähern und die Geschlechterdifferen-
zen abnehmen, gibt es unter der jungen Generation in Deutschland (auch 
unter StudentInnen als künftige AkademikerInnen) ganz erhebliche Ge-
schlechtsunterschiede in gleichstellungsrelevanten Einstellungen. Männ-
liche Jugendliche haben deutlich ausgeprägtere konservative Vorurteile 
beispielsweise gegenüber weiblicher Eignung für Politik und Leitungspo-
sitionen, für weibliche Zuständigkeit für Kinder und Familie, gegenüber 
Alleinerziehenden, bezüglich Nachteilen der Kinder von erwerbstätigen 
Müttern. Zudem findet sich eine eingeschränkte Wahrnehmung eigener 
struktureller Benachteiligung qua Geschlecht bei einem großen Teil der 
(auch der hochgebildeten und insbesondere der ostdeutschen) jungen 
Frauen. Weiterhin soll darauf hingewiesen werden, dass bis heute – auch 
unter hochgebildeten jungen Leuten (StudentInnen) – die Ursachen für 
weibliche Benachteiligung in unserer Gesellschaft noch immer sehr hete-
rogenen und darunter biologistisch-esoterischen Faktoren zugeschrieben 
wird: über kulturellen und sozialisatorischen hinaus beispielsweise auch 
der weiblichen Mutterrolle und einem unterschiedlichen „Wesen“ der 
Geschlechter. Insofern sieht ein nicht geringer Teil unter ihnen einen kla-
ren Widerspruch zwischen einerseits Frauenförderung und andererseits 
dem Gleichbehandlungsgrundsatz und dem Leistungsprinzip (Schle-
gel/Friedrich 2003). 

Angesichts des enger werdenden Arbeitsmarktes (auch für Akademi-
kerInnen einschließlich an Hochschulen) und der damit zunehmenden 
Konkurrenzen werden sich letztgenannte Vorbehalte gegen Geschlechter-

                                                           
8
 Vgl. als besonders eklatantes Beispiel: Quambusch (1993) – allerdings mit folgendem 

vehementem Widerspruch durch v. Hasseln (1994) an gleicher Stelle. 
9
 Vgl. z.B. Richter 2002. 

10
 Vgl. z.B. aktuelle Debatte im Focus: „Das privilegierte Geschlecht“ in 15/2003 unter der 

bemerkenswerten Rubrik-Bezeichnung „ZEITGEIST“. 
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gleichstellung(spolitik) – insbesondere unter Männern – künftig nicht et-
wa abbauen, sondern eher noch verstärken. 

Interessanterweise differieren die letztgenannten gleichstellungsrele-
vanten Einstellungsstrukturen nicht nur durchgängig nach Geschlechter-
gruppen (progressivere bei den Mädchen und Frauen), sondern darüber 
hinaus insbesondere ganz deutlich nach dem politischen Standort: Links-
orientierte haben gleichheitsbetontere Wahrnehmungen, Positionen und 
Urteile als Rechtsorientierte, sehen die Ursachen für die soziale Un-
gleichheit der Geschlechter eher in sozialen Faktoren (wie Traditionen, 
Elternhaus) und befürworten stärker politische Veränderungen in Rich-
tung Gleichstellung. Insofern handelt es sich bei Pattern bezüglich ge-
genwärtiger und künftiger Geschlechtergerechtigkeit nicht nur um die 
Fortwirkung jahrhundertlanger hierarchischer Geschlechterverhältnisse 
und -stereotype und um Defizite mentaler Auseinandersetzung mit dem 
Thema, sondern um in politische und (un-)demokratische Wertestruktu-
ren verortete Denk- und Urteilsmuster. 

Sollen die modernen, klar geschnittenen und festgeschriebenen politi-
schen EU-Geschlechterleitbilder künftig als die Top-down-Strategie des 
Gender Mainstreaming erfolgreich durchgesetzt werden, so bedarf es also 
zwingend gleichzeitig auch einer erfolgreicheren „Basisarbeit“ in Bildung 
(Wissensvermittlung und Sensibilisierung zu den Geschlechterverhältnis-
sen) und Erziehung (Wertevermittlung, Verhaltensänderung) unter der 
nachwachsenden Generation insgesamt und an unseren hohen Schulen im 
Besonderen. 

Last but not least muss darauf hingewiesen werden, dass hierzulande 
nicht wenige Politiker, Hochschullehrer, Verantwortungsträger in der 
Wirtschaft usw. angesichts der EU-verbindlichen genderbezogenen Nor-
men (und Mittelzuweisungen) in rhetorischer Plakativität stecken blei-
ben. 

Aus dem bisher Umrissenen wäre – was den Umgang mit den Außen-
Anforderungen an die Geschlechterverhältnisse betrifft – nun aus unserer 
Sicht für die Hochschulen die 1. Handlungsoption „Flucht nach vorn!“ 
(neben der optimistischsten) die gangbarste: nicht nur, weil sie sich mit 
der 2. und 3. auf Dauer zu erzkonservativen und reaktionären Inseln unse-
rer Gesellschaft „qualifizieren“ würde, die 4. nicht in Frage kommt, da 
Demokratie im allgemeinen und Geschlechterdemokratie im besonderen 
nicht zu den traditionellen Werten der hohen Schulen gehört und die 5. 
Option (Erledigung im Selbstlauf) unter den genannten Rahmenbedin-
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gungen ausgeschlossen werden kann. Vielmehr könnten und müssten sie 
aus ihrem Selbstverständnis als Schöpfer wissenschaftlicher Grundlagen 
gesellschaftlicher Modernisierungsprozesse ihre avantgardistische Rolle 
innerhalb letzterer erkennen und wahrnehmen. Dies ist bislang mitnichten 
so. 
 
3. Implementierung geschlechterpolitischer Felder in die 

Hochschulen 
 
Von Interesse ist die Frage, welche Gleichstellungspolitiken sich bisher 
überhaupt in den Hochschulen in Akzeptanz und (partieller) Umsetzung 
verankern konnten. 

Lassen wir im vereinfachten Überblick die traditionellen und aktuelle-
ren Geschlechtergleichstellungsstrategien und -instrumente11 – in unse-
rem Kontext ungeachtet ihrer Ziele, Wirksamkeit, Reichweite, Nachhal-
tigkeit usw. – Revue passieren, um dann einzuschätzen, inwieweit sie an 
den Hochschulen Platz gegriffen haben: 

 
Chartas: 
Darunter können generellen Normierungen gefasst werden wie: solche der 
UNO, der Europäischen Union, in Deutschland der Verfassung, des 
Grundgesetzes, des Einigungsvertrags („Die Belange von Frauen und Be-
hinderten werden besonders berücksichtigt.“), Regierungsprogramme, 

                                                           
11

 Gleichstellungspolitische Instrumentarien lassen sich nach verschiedenen Kriterien 
klassifizieren, 

z.B. wie Stiegler (1998, 2000) nach ihren vier verschiedenen Säulen: 

– die Normierung der Ziele (Gesetzgebung, Leitbilder, Programme) 

– die Quotierung als Umkehrprozess des Ausschlusses 

– das Gender-Mainstreaming-Prinzip als Verbesserung politischer Entscheidungen 

– die autonomen Strukturen und die autonome Praxis der Frauen 

oder wie Wetterer (2002) nach ihren drei historischen Phasen: 

– Frauenpolitik & Frauenförderung 

– Gleichstellungspolitik 

– Gender Mainstreaming & Managing Diversity 

oder wie Burkhardt (2003) nach zwei funktionalen Säulen 

– Gender Mainstreaming 

– Frauenförderung 
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Parlamentsbeschlüsse. Im Kern handelt es sich dabei um Willenserklä-
rungen – nicht selten relativ folgenlos und nicht individuell einklagbar (s. 
Richter 2002). 
 
Staatliche Ressortpolitiken: 
Sie sind implizit immer auch Geschlechterpolitik; z.B. in der Familienpo-
litik: Adressierung entsprechender Maßnahmen („Familienzeit“) an ein 
Elternteil, fakultativ (BRD) vs. obligatorisch („skandinavisches Modell“) 
an beide Elternteile. 
 
Gender Mainstreaming: 
Dabei geht es um die geschlechterpolitische Strategie der EU, nach der al-
le Gesetze und Maßnahmen vor Inkraftsetzung auf ihre Wirkung auf die 
beiden Geschlechtergruppen zu überprüfen sind und daraufhin, ob sie ge-
eignet sind, die Geschlechterverhältnisse positiv im Sinne ihrer Gleich-
stellung zu beeinflussen. Gender Mainstreaming nimmt so einen deutli-
chen Perspektivenwechsel vor von der Frauenpolitik/-förderung hin zu ei-
ner Geschlechtergleichstellungspolitik und zielt so auch auf den Abbau 
männlicher Benachteiligungen (z.B. Boys-Day, Übernahme von Famili-
enaufgaben durch Männer, Rechte geschiedener Väter, Gesundheitsrisi-
ken). 

Da dies naturgemäß eine politische Top-down-Strategie (also von oben 
nach unten durchzusetzen) und eine Querschnittaufgabe über alle Ressorts 
darstellt, bedarf sie zum einen eines Gender-Trainings (der Information 
und der Sensibilisierung zu den Geschlechterverhältnissen) der – ganz 
überwiegend männlichen, aber auch der weiblichen – Verantwortungsträ-
ger in Legislative, Exekutive, Politik, Arbeitsmarkt, Institutionen usw. 
zur Beförderung einer Gender-Kompetenz und zum anderen eines Cont-
rolling. 
 
Wissenschaftliche und Realisierungsgrundlagen für Gleichstellungspoli-
tik: 
Hierunter sind u.a. zu subsumieren 
− zum einen Forschungen zu den Geschlechterverhältnissen („Gender 

Studies“) als theoretischer und empirischer Vorlauf für Geschlechter-
politik sowie Pilotprojekte zu Gender Mainstreaming, 

− zum anderen geschlechtersensible Statistiken als deskriptiv erfassende 
Grundlage für die Dokumentation des Ist-Zustandes bzw. der Un-
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gleichheit der (qualitativen und quantitativen, horizontalen und verti-
kalen) Geschlechterpräsenz/-differenzen in den verschiedensten ge-
sellschaftlichen Bereichen und als Voraussetzung für entsprechende 
Argumentation und Veränderungen. Solche Bereiche sind beispiels-
weise: Demografie (Lebenserwartung, Renten), Ausbildungs-/Arbeits-
markt (Lehrberufe/Studienwahl, Einkommen, Qualifikation, Teilzeitar-
beit, un-/befristete / prekäre / „schwarze“ Arbeitsverhältnisse, Hierarchien 
in Wirtschaft, Hochschulen), (Langzeit-)Arbeitslosigkeit; Armut / staatli-
che Alimentierung, Politik (Parteien, Ehrenamt), Familienarbeit („Auszei-
ten“, familiäre Arbeitsteilung, Alleinerziehende), Vermögen, abweichen-
des Verhalten (Gewalt, Kriminalität, Dunkelziffern), Gesundheitswesen; 

− last but not least die Information über und Sensibilisierung gegenüber 
Geschlechterfragen, wie etwa innerhalb der politischen Bildung, der 
Ungleichheitsdiskurse, der Hochschullehre und über Formen des o.a. 
Gender-Trainings für Gender-Kompetenz. 

 
Institutionalisierung: 
Das meint in erster Linie die (relativ dauerhafte) Verankerung von Res-
sorts oder Personen in Bund, Ländern, Kommunen, Organisationen und 
Betrieben mit Zuständigkeit für Geschlechtergleichstellung wie etwa 
Gleichstellungsreferate oder -beauftragte, Frauenbüros, darüber hinaus 
aber auch stabile Netzwerke wie etwa Frauenorganisationen der Parteien, 
Landesfrauenrat, von Berufsgruppen oder Organisationen, von Ge-
schlechterforscherInnen. 
 
Planung und Steuerung: 
Unter Planung fallen etwa Frauenförderpläne und -richtlinien, Ziele-
Maßnahme-Kataloge, Festschreibung im Leitbild, unter Steuerung etwa 
Budgetierung (Mittelzuweisung) auf verschiedenen Ebenen, Zielvereinba-
rungen, Auftragsvergaben aus öffentlichen Mitteln (z.B. „frauen- oder 
familienfreundlicher Betrieb“). 
 
Spezielle Maßnahmen mit dem Ziel der Geschlechtergleichstellung: 
− Mentoring: Das ist eine alte und für Frauen neu entdeckte Methode, in 

der im Beruf erfahrene und „gestandene“ Personen („MentorInnen“) 
interessierte Mädchen und junge Frauen („Mentees“) in ihrer berufli-
chen und persönlichen Entwicklung durch Begleitung, Coaching und 
Netzwerkarbeit begleiten und unterstützen. 
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− Monoedukation: Darunter werden frauen-(auch männer-)autonome 
Strukturen, Praxis, (Aus-)Bildung, Räume verstanden. Statt monoedu-
kativ wird auch „geschlechtshomogen“, „monogeschlechtlich“, „ge-
schlechtergetrennt/-separiert“ (in den USA „single sex colleges“) ver-
wendet. Das Hauptziel besteht darin, in einem zeitlich begrenzten 
Rahmen außerhalb der Spannung geschlechterhierarchischer Kommu-
nikationsstrukturen und Fremd- und Selbst-Kompetenzzuschreibungen 
Kompetenzen zu vermitteln bzw. zu erwerben. KritikerInnen – vor al-
lem VerfechterInnen der Koedukation (geschlechtergemeinsame Bil-
dung und Erziehung) als das Non-plus-Ultra der Geschlechtergleich-
stellung – lehnen monoedukative Formen mit dem Argument der 
„Glashausbedingungen“ ab. Andererseits zeigen sich praktische Er-
folge hinsichtlich Leistungs- und Kompetenzzuwächsen in solchen 
Strukturen wie z.B. in Computerkursen für Mädchen, in (offener) 
Mädchen- bzw. Jungenarbeit. Zu monoedukativen Angeboten könnten 
auch Organisationsformen wie Schnupperkurse, Girls-Day, Praktika 
und Tutorien für Mädchen und junge Frauen gerechnet werden, die 
vor allem geeignet sind, die nach wie vor geschlechtstypische Berufs- 
und Studienwahl aufzubrechen. 

− Quotenregelung: Dies ist quasi ein Umkehrprozess des Ausschlusses 
(bisher nur der Frauen!) aus vertikalen und horizontalen Strukturen 
wie etwa ihrer höheren Beteiligung an Führungspositionen in Politik, 
Parteien, gesellschaftlichen Organisationen, Wissenschaft, Verwal-
tungen, auf dem Arbeitsmarkt. Hier ist auch einzuordnen die (nur ver-
bale oder tatsächlich intendierte) Personalrekrutierungsabsicht im Sin-
ne „Bei gleicher Eignung werden Frauen (und Behinderte!) bevor-
zugt.“ 

− Frauensonderförderprogramme: Dabei handelt es sich um ausschließ-
lich an Mädchen bzw. Frauen gerichtete Maßnahmen (wie: „Erhöhung 
der Berufungsfähigkeit von Frauen an Hochschulen in Sachsen-An-
halt“), deren Realisierung in „natürlichen“, d.h. in gemischtge-
schlechtlichen Lern- oder Arbeitszusammenhängen verläuft. 

− Sanktionen: Hierunter sind alle Möglichkeiten zu fassen, positiv oder 
kritisch, mehr oder minder verbindlich auf Bemühungen um vs. Ver-
stöße gegen Geschlechtergleichstellung zu reagieren. Dabei kann es 
sich um juristische, moralische oder ökonomische Reaktionen handeln 
– auf Antrag von InteressentInnen bzw. Benachteiligten oder in 
„Selbstkontrolle“ oder von außen: Gerichtsurteile, Filmselbstkontrol-
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le, öffentliche Reaktionen (über die Medien), Berufskodizes (z.B. 
Deutscher Werberat) bei Verstößen gegen den Gleichstellungsgrund-
satz, positive Bewertungen (z.B. Genderpreis für JornalistInnen in 
Leipzig, Total-E-Quality-Science-Award). 

Absichtlich wird hier das neuere Managing Diversity (vgl. dazu den Bei-
trag von Wetterer in diesem Band) nicht unter die Gleichstellungsinstru-
mente aufgenommen, da es sich u.E. dabei um einen eher utilitaristischen 
Diskurs handelt, der die Gleichstellung der Geschlechter primär unter 
dem Aspekt eines betriebswirtschaftlichen oder gesamtgesellschaftlichen 
Kompetenzzuwachses bzw. der Optimierung der gesellschaftlichen Res-
sourcennutzung betrachtet. Managing Diversity geht bezüglich der Ge-
schlechter von ihrer Differenz aus und ökonomisiert diese (vgl. den Bei-
trag von Kahlert/Schindler in diesem Band). 

Generell muss zudem nochmals explizit betont werden, dass es sich 
bei den oben aufgeführten Instrumenten für Geschlechtergerechtigkeit um 
verschiedene Ebenen handelt – in Sonderheit, dass Gender Mainstrea-
ming eine gesamtgesellschaftliche politische Strategie (damit u.a. durch 
Langfristigkeit und Nachhaltigkeit charakterisiert und auf strukturelle 
Veränderungen der Geschlechterverhältnisse abzielend) darstellt, Frauen-
förderung einen politischen Auftrag (in organisatorischen Einheiten, auf 
spezielle Problemlagen gerichtet, mit relativ kurzfristiger Umsetzbarkeit) 
(vgl. Burkhardt 2003). 

Wie nun sind Hochschulen an Wegen zur Geschlechtergerechtigkeit 
beteiligt? Als erstes und Wichtigstes fällt ins Auge, dass die Hochschulen 
aus dem aufgelisteten Instrumenten-Katalog von sich aus nur in einem 
Bereich maßgeblich präsent sind – aber dies mit gesamtgesellschaftli-
chem Gewicht: in der Frauen- und Geschlechterforschung und -lehre. Zu 
denken ist in diesem Kontext insbesondere auch an institutionelle Verste-
tigungen (wenn auch oft mit zweifelhafter Perspektive angesichts der Fi-
nanzierung), beispielsweise an Sonderforschungsbereiche, An-Zentren 
und -Institute für Frauen- und Geschlechterforschung12 oder andere 
Strukturformen13 an einzelnen Hochschulen, hochschulübergreifende 

                                                           
12

 z.B. das Zentrum für interdisziplinäre Frauenforschung der Humboldt-Universität zu 
Berlin, seit Juli 2003 Zentrum für transdisziplinäre Geschlechterstudien. 
13

 z.B. - das CEWS (Center of Excellence Woman and Science – Kompetenzzentrum 
Frauen in Wissenschaft und Forschung) an der Universität Bonn, gefördert vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung. 
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Zentren (wie z.B. das Frauenkompetenzzentrum „Frauen in Naturwissen-
schaft und Technik“ der Hochschulen in Mecklenburg-Vorpommern) oder 
an einschlägige interdisziplinäre Ringvorlesungen an vielen Hochschulen. 

Gender-Forschung und -lehre zogen weitere genderbezogene Organi-
sationsformen nach sich, wie: im Hochschulbereich zunehmende Tagun-
gen / Workshops und Konferenzbände, Ausstellungen wie etwa die 
„POLITEIA – Szenarien aus der deutschen Geschichte nach 1945 aus 
Frauensicht“ (mit wissenschaftlichen Begleit-Veranstaltungen, Kalender, 
Katalog usw.), G/I/S/A – Gender-Institut Sachsen-Anhalt14 und last but 
not least solche Arbeitsformen wie die BuKoF-Kommission „Frauenför-
derung und Frauenforschung an Fachhochschulen“. 

Beide vorgenannte Organisationsformen – an einzelnen Hochschulen 
und darüber hinaus gehende – generierten ihrerseits inzwischen etablierte 
vernetzende Informationsmittel bzw. -reihen: beispielsweise Publikati-
onsreihen wie etwa das Bulletin des Zentrums für interdisziplinäre Frau-
enforschung der Humboldt-Universität zu Berlin15, die Buchreihe „Frau-
enforscherinnen stellen sich vor“ (die die Frauen-Ringvorlesungen der 
Universität Leipzig regelmäßig publiziert), der jährliche „Gender-Report 
Sachsen-Anhalt“ (von G/I/S/A), Plattformen im Internet und Datenban-
ken zu Gender-Literatur, -Forschungsprojekten, -ForscherInnen, elektro-
nische Newsletters und Rundbriefe. 

Solche Spitzenplatzierung der Hochschulen an Frauen- und Ge-
schlechterforschung und -lehre ist selbstverständlich ihrer Funktion und 
ihrem Selbstverständnis als maßgebliche Wissensproduzentinnen und -
vermittlerinnen in unserer Gesellschaft zuzuschreiben. (Auf Reminiszen-
zen zu den bekannten Schwierigkeiten bei der Installierung und Versteti-
gung dieser Themen an Hochschulen kann hier verzichtet werden.) 

Hinzuweisen ist zweitens auf intensive Bemühungen und punktuelle 
Erfolge, an den Hochschulen „monoedukative“ Modelle zu installieren, 

                                                                                                                       
- das Kompetenzzentrum Frauen in der Informationsgesellschaft und Technologie an der 

Fachhochschule Bielefeld, gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
und vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 

- die Koordinierungsstelle für Frauen- und Geschlechterforschung an der Universität 
Magdeburg 

14
 Gefördert aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) und des Ministeriums für 

Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt. 
15

 Seit kurzem gesplittet in: Bulletin INFO und Bulletin TEXTE; siehe 
htttp://www.gender.hu-berlin.de 
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zum einen mit den Frauenstudiengängen, zum anderen mit dem Ziel von 
„Frauenuniversitäten“. Auf Akzeptanz bzw. Skepsis von Seiten des Ar-
beitsmarkts und der Adressantinnen, Erfolge, Bedingungen für ihren Er-
folg kann in diesem Rahmen nicht eingegangen werden.16 Erwähnt wer-
den sollen nur zwei offensichtlich übergreifende Ergebnisse, wenn diese 
monoedukativen Modelle an Hochschulen erfolgreich sein sollen: 
– zum einen der deutliche Perspektivenwechsel weg von weiblichen De-

fiziten oder Förderprogrammen für Frauen hin zu der „Chance, Frauen 
als gestaltendes Potential in die Hochschulreformprozesse einzubezie-
hen und damit Hochschulstrukturen und Hochschulkulturen partizipa-
torisch zu verändern“, weil „die vermeintlich speziellen Karrierepro-
bleme von Frauen in der Wissenschaft und in einigen Studiengängen 
solche des ‚Systems’ sind“ (Metz-Göckel/Schmalzhaf-Larsen/ Be-
linszki 2000: 7); 

– zum anderen bzw. damit korrespondierend die notwendige Verknüp-
fung monogeschlechtlicher Studiengänge und Hochschulen mit ande-
ren Reformen, grundlegenden inhaltlichen/strukturellen Änderungen 
gegenwärtiger Curricula sowie Breitenförderung (Glöckner-Rist/ Mi-
schau 2000: 41), also mit der Überwindung traditioneller Disziplinen-
grenzen, der Mitvermittlung einer ganzen Reihe von anderen Qualifi-
kationen „wie Präsentation, Moderation, Rhetorik, Gruppenleitung, 
Team, also wenn das Teil des Ausbildungskonzepts ist“ (ebd.: 25) 

Die anderen für Hochschulen zutreffenden gleichstellungspolitischen 
Maßnahmen und Organisationsformen sind grundsätzlich – und nicht zu-
fällig – außeninduziert, in ihren Wirkungen quantitativ eng begrenzt (be-
troffener Personenkreis) und für die sichtbare Veränderung der Hoch-
schulstrukturen insgesamt bisher eher zweifelhaft. Das trifft zu: 
– auf bestimmte „Frauensonderfördermaßnahmen“ (wie Mentoring17, 

Stipendien zu Erhöhung der Berufungsfähigkeit von Frauen, Zielver-
einbarungen), die – und das liegt in der Natur der Sache – zum einen 

                                                           
16

 Siehe dazu insbesondere die Reflexionen bzw. Evaluationen der Internationalen 
Frauenuniversität ifu, vgl. Glöckner-Rist/Mischau 2000, Metz-Göckel 2002, Maiworm/ 
Teichler 2002, Metz-Göckel/Schmalzhaf-Larsen/Belinszki 2000. 
17

 Vgl. dazu den Beitrag von Franzke in diesem Band. Hochschul-Mentoring-Programme 
für Frauen lassen sich in drei Kategorien unterscheiden: gerichtet auf die wissenschaftlichen 
Karrieren von Docs und Postdocs, auf die berufliche Entwicklung von Hochschul-
absolventinnen und auf die Etablierung von Frauen in Wissenschaft und Technik. 
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immer nur eine sehr kleine und überschaubare Personen- bzw. Ziel-
gruppe haben (können), zum anderen evidentermaßen einen höchst 
ungewissen Ausgang der mit der Förderung intendierten Zielpositio-
nen haben; 

– auf beginnende Bemühungen um genderbezogene Budgetierung, die 
qua Finanzierungsmonopol durch den Staat initiiert ist; 

– auf die institutionalisierten Stellen von Frauen-/Gleichstellungsbeauf-
tragten der Universitäten und Fakultäten, die – im Unterschied zu an-
deren Bereichen, z.B. Städten – im Nebenamt wahrgenommen werden 
(müssen); sie nehmen zwar häufig koordinierende, geschlechterstatis-
tische und bilanzierende Aufgaben wahr, ihre Rechenschaftsberichte 
bleiben jedoch folgenlos im Falle nicht erreichter gleichstellungspoli-
tischer Ziele; 

– auf Frauenförderprogramme an Hochschulen, z.B. Förderung des 
weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses, Erhöhung der Beru-
fungsfähigkeit von Frauen in Professuren, die hochschulextern (Bund, 
Länder) initiiert und finanziert werden; 

– auf Initiativen und Maßnahmen der Hochschulen, die auf das Aufbre-
chen einer geschlechtstypischen Studienwahl bei jungen Frauen18 ab-
zielen, z.B. Schnuppertage für Studienberechtigte an Hochschulen 
(wie z.B. FH Merseburg), Praktika und Tutorien19, aber auch im Leit-
bild der Hochschule verankerte entsprechende Zielstellungen20; 

– auf die Quotenregelung (z.B. die bekannten staatlich vorgegebenen 
Zielsetzungen für den zu erreichenden Anteil von Frauen an den Pro-
fessuren) mit den bekannten sehr bescheidenen und weiter zu befürch-
tenden Ergebnissen; 

– auf die Einbeziehung des Gender-Themas in neuere Formen von 
Hochschul-Pakten wie Zielvereinbarungen (vgl. dazu den Beitrag von 
König/Kreckel in diesem Band). 

                                                           
18

 Auch dies ist eine politische Anforderung „von außen“ angesichts der bekannten 
differenten Arbeitsmarkt-, Einkommens-, Aufstiegs- u.a. Chancen geschlechtstypischer 
Berufsfelder und deren Zukunftsrelevanz. 
19

 Vgl. Praktika + Tutorien 2003 
20

 So legt beispielsweise die Hochschule Harz – Hochschule für angewandte Wissen-
schaften (FH) in ihren Prospekten und Internetseiten (http://www.hs-harz.de/Inhalte/ 
direktzugriff/leitbild.html) unter der Überschrift „Leitbild der Hochschule“ expressis verbis 
fest: „Wir stehen ein für die Gleichberechtigung der Geschlechter...“. 
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Die meisten gleichstellungspolitischen Maßnahmen und Organisations-
formen an Hochschulen können demnach als Folgen von Außenanforde-
rungen bzw. auch als gezielt genutzte Spielräume gesellschaftlicher Im-
perative charakterisiert werden. 

Metz-Göckel/Kamphans (2002: 67) unterscheiden in diesem Zusam-
menhang drei Phasen bzw. Akzentsetzungen in der Verbesserung der Si-
tuation der Frauen an Hochschulen: 
– Phase der rechtlichen Absicherung bzw. von Handlungsspielräumen 

für auf Frauen bezogene Interventionen; 
– Phase der Maßnahmen zur positiven Diskriminierung von Frauen mit 

speziellen Programmen; 
– aktuelle Phase des Gender Mainstreaming als Phase der kulturellen 

Gegensteuerung. 

Für letztere finden sie in ihrer empirischen Untersuchung in Hochschullei-
tungen in Nordrhein-Westfalen zum Gender Mainstreaming, dass – neben 
kulturellen Resistenzen gegenüber der Geschlechtergleichstellung ein-
schließlich kontrastiver Subtexte – nicht nur „offiziell“ an Hochschulen die 
normative Gleichheitsvorstellung implementiert ist, sondern (und dies ist 
als „atmosphärischer“ geschlechtergleichstellungspolitischer Faktor an 
Hochschulen über die o.a. Felder hinaus nicht zu unterschätzen) es auch 
deutliche Gleich-heitsdiskurse gibt, einen Zugewinn an informeller und of-
fener Kommu-nikation, an neuen Kommunikationsmöglichkeiten und an 
hochschulinterner Akzeptanz. 

 
4.   Fazit 
 
Hinsichtlich Geschlechtergerechtigkeit und -chancengleichheit sind unse-
re Hochschulen als Organisationen noch immer die „zurückgebliebensten 
Provinzen der Republik“ (Jutta Limbach). Das liegt in erster Linie darin 
begründet, dass Hochschulen zum einen historisch männlich (einschließ-
lich entsprechende Karrieremuster) sind, von jeher in ihrem Selbstver-
ständnis und gesetzlich verankert autonom (Freiheit der Forschung und 
Lehre) und nach wissenschaftsimmanenten Kriterien selbstbestimmt. 

Nichtsdestotrotz sehen sie sich heute – über die umrissenen internen 
(im Wesentlichen von weiblichen Hochschulangehörigen initiierten) wis-
senschaftlichen und institutionellen Bemühungen hinaus – zunehmend 
gesellschaftlichen Anforderungen von außen ausgesetzt – insbesondere 
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unter den Stichworten „Internationalisierung“ und „Ökonomisierung“, 
wozu geschlechtergerechte(re) Verhältnisse gehören. 

Aus dem Insgesamt geschlechtergleichstellungspolitischer Bemühun-
gen scheinen Frauen- und Geschlechterforschung und -lehre bisher am 
massivsten in den Hochschulen verankert zu sein. Alle anderen Möglich-
keiten sind generell dadurch charakterisiert, dass sie auf außerhochschuli-
sche Initiative zustande kommen bzw. gekommen sind, ihre Effekte auf 
einen sehr kleinen Personenkreis beschränkt bleiben (z.B. Mentoring) 
bzw. dass sie im Falle von (rhetorischen) Zielstellungen (z.B. Quotenre-
gelung für neu zu besetzende Professuren) durch die Praxis in den Hoch-
schulen unterlaufen werden (o.a. Option 2 nach Kreckel „Ignoranz“) und 
bei Nichterfüllung in aller Regel folgenlos bleiben (z.B. die Rechen-
schaftsberichte der Gleichstellungsbeauftragten der Hochschulen). 

Dieser Befund wird auch nicht dadurch eingeschränkt, dass offen-
sichtlich (vgl. den Beitrag von König/Kreckel in diesem Band) die Ge-
schlechtergleichstellung an Hochschulen im Kontext des Insgesamt ihrer 
Bemühungen und Beiträge gegen soziale Ungleichheit als Einäugige un-
ter den Blinden erscheint21, so dass „einige Ideen aus dem Kontext der 
Geschlechtergleichstellung in den der sozialen Gleichstellung zu übertra-
gen“ wünschenswert wäre. 

Von den denkbaren fünf Optionen der Hochschulen, auf den hoch-
schulexternen Imperativ der Geschlechterfrage zu reagieren, scheinen 
vier unrealistisch zu sein. Absehbar sehen sie sich jedoch mit einem Sze-
nario einer Erhöhung des Druckes in dieser Frage von außen konfrontiert. 
Ohnehin steht zu erwarten und ist im Übrigen auch wünschenswert, dass 
Legislative wie Exekutive – gegenüber jetzt problematischerweise weit-
gehender Fakultativität und Folgenlosigkeit von Verhaltensoptionen – auf 
dem Hintergrund größer werdender Sanktionsmöglichkeiten und damit 
massiver werdender juristischer Vorstöße von und gegen Institutionen, 
von Frauen und Männern für generelle und Detailprobleme der Gleich-

                                                           
21

 Demgegenüber finden sich gelegentlich in Selbstdarstellungen der Hochschulen über die 
Geschlechtergleichstellung hinaus auch noch andere Leitbilder. Beispielsweise wendet sich 
die Hochschule Harz) u.a.: mit einer speziellen Broschüre und der Initiative InterForum an 
ausländische StudienbewerberInnen, mit der Initiative „[:pluseins]- studieren mit kind“ von 
Studierenden mit Kind für Studierende mit Kind, mit ihrem Leitbild an Behinderte und 
chronisch Kranke sowie (insbesondere mit ihrem Schwerpunkt Tourismus) an die Region. 
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stellung einschlägige Verbindlichkeiten für die Durchsetzung normative 
Vorgaben verstärken werden.22 

Andererseits sind gegenwärtige und künftige „Gegenwinde“ (wie EU-
Erweiterung und noch immer nicht unerhebliche individuelle Vorbehalte 
und Widerstände) gegen Geschlechtergleichstellung zu erwarten. Deswe-
gen und angesichts der vorherrschenden Zuschreibung von Verantwor-
tung für die Durchsetzung von Geschlechterpolitik an den Staat (IfD 
2000) sind „Drücke von unten“ für die Zukunft nicht wahrscheinlich, 
weshalb die politische Top-down-Strategie des Gender Mainstreaming er-

                                                           
22

 Evidentermaßen sind die Normen und das Recht in den EU-Mitgliedstaaten ihrer Praxis 
noch immer weit voraus ist und hinken die einschlägigen Rechtsordnungen der EU-
Mitgliedstaaten den supranationalen EU-Bemühungen weitgehend hinterher. Dennoch sei 
hier darauf hingewiesen, dass der Europäische Gerichtshof (EuGH) um die Schaffung von 
entsprechenden durchsetzbaren Rechtsansprüchen bemüht ist. Beispielsweise entwickelte er 
die Rechtsfigur der „mittelbaren Diskriminierung“ sowie ein Instrumentarium, um sie 
aufzuspüren und dagegen vorgehen zu können. Mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn 
eine geschlechtsneutrale Regelung ein Geschlecht in größerem Umfang nachteilig betrifft, 
d.h., wenn die Anwendungsergebnisse von Frauen und Männern bei einer Gegen-
überstellung von Vergleichsgruppen wesentlich voreinander abweichen, ohne dass dies 
sachlich und ohne Zuhilfenahme von Geschlechterstereotypen gerechtfertigt werden kann 
(Berghahn 2002: 31). 

So scheiterte z.B. vor dem Europäischen Gerichtshof im März 2000 die Anfechtung (durch 
männliche Kläger aus dem Hessischen Landtag) eines deutschen Gesetzes, das die 
Einstellung und Beförderung von Frauen im öffentlichen Dienst begünstigt (Rechtssache C-
158/97). Danach sind Quotenregelungen, Frauenförderpläne usw. klar mit den EU-Gleich-
behandlungsvorschriften vereinbar. 

Interessanterweise gibt es zunehmend juristische Schritte (und höchstrichterliche 
Entscheidungen) – von Frauen und Männern: beispielsweise von Männern (erfolgreich) 
gegen ein geschlechtsdifferentes gesetzliches Rentenalter, von Männern (erfolglos) gegen 
die bevorzugte Einstellung von Frauen bei gleicher Eignung, von Frauen (erfolgreich) 
gegen ihre beruflichen Einschränkungen in der Bundeswehr, von Männern (erfolglos) gegen 
die Beschränkung der Wehrpflicht auf Männer, von Männern (erfolglos) gegen die so 
genannte Meistergründungsprämie speziell für Frauen. Letzteres beispielhaft mit folgender 
Begründung (Az.: 3 C 53-56.01): Zwar verbieten das Grundgesetz der BRD und auch das 
europäische Gemeinschaftsrecht eine Bevorzugung – jedoch: Der Staat ist qua Grundgesetz 
verpflichtet, die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung zu fördern und deshalb 
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken. Unter Sanktionen sind aber sicher 
auch spezifische Regelungen anzusiedeln, wie etwa die Ahndung / Abmahnung bei 
„würdelosen“ Darstellungen von Geschlechtsrollenbildern (vor allem der Frauen) in der 
Werbung durch den Deutschen Werberat. 

Richter (2002) problematisiert und hinterfragt neuerdings die juristische Haltbarkeit des 
Gleichberechtigungsgrundsatzes, verweist in einer seiner vier Thesen beispielsweise mit 
Recht darauf, dass sich „gleichberechtigt“, „benachteiligt“, „bevorzugt“ im Artikel 3 des 
Grundgesetzes auf die Frauen als Gruppe bezieht, nicht aber auf einzelne Frauen. 
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folgversprechend zu sein scheint – auch innerhalb der deutschen Hoch-
schulen mit ihrer autonomen Binnensteuerung. 

Insofern ist u.E. das für unsere Gesellschaft optimistischste (Rekrutie-
rung künftiger Eliten, Vorbildfunktion) und das den Hochschulen adä-
quateste (Vorreiterrolle bei der Modernisierung der Gesellschaft) Szena-
rio, die „Flucht nach vorn“ anzutreten und ihre Chancen als Avantgardis-
tinnen in diesem Bereich wahrzunehmen. Die Hochschulen sollten und 
könnten – auf dem Hintergrund ihres Wissensvorsprungs und ihrer Vor-
reiterrolle im Bereich der Geschlechterforschung – einen Perspektiven-
wechsel vornehmen 
– von den inzwischen notwendigen Erklärungen und Verteidigungen 

des niedrigen Frauenanteils auf den verschiedenen Ebenen ihrer Per-
sonalstruktur hin zur kritischen (Selbst-)Reflexion der mit Traditionen 
und Gewohnheiten gewachsenen und resistenten kulturellen Mecha-
nismen und Mustern in den Hochschulen, die Frauen (noch) teils of-
fen, teils in subtiler Weise ausgrenzen bzw. ungleich behandeln; 

– von ihrer noch verbreiteten konservativen Selbstverteidigungsstrate-
gie, sich auf die asymmetrischen Geschlechterverhältnisse insgesamt 
in der Gesellschaft zurückzuziehen (denen sie ohnehin hinterherhin-
ken), hin zur Aktivitätsposition als Speerspitzen zu deren Verände-
rung, 

Dies schließt kreative und aktive Bemühungen (zum erklärten Nutzen 
beider Geschlechter!) um Veränderungen in grundsätzlichen Vorbehalten 
und Strukturen ein, wie z.B. dem Verhältnis Frau – Intellektualität – 
(technisch-naturwissenschaftliche) Berufsfelder, den noch immer 
geltenden Hochschul-Karrieremustern und -WissenschaftlerInnenbio-
grafien, einer durchgängigen Überwindung der „critical mass“ (Etzkowitz 
u.a. 1994) des Frauenanteils in den Hochschulbereichen. 
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